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Die Kleine Anfrage — Drucksache 1197 — wird wie 
folgt beantwortet: 

A. Allgemeine Ausführungen 

Seit Jahren gilt die besondere Aufmerksamkeit der 
Bundesregierung den Unfällen an höhengleichen 
Bahnübergängen; alles nur Denkbare wird versucht, 
um ihre Zahl in erträglichen Grenzen zu halten, bis 
durch Beseitigung der höhengleichen Bahnübergänge 
die Zusammenprallgefahren zwischen Schiene und 
Straße ausgeschaltet sein werden. 

Die Anzahl der Unfälle aller Art an den Bahnüber- 
gängen der Deutschen Bundesbahn betrug: 

im Jahre 1952 - 774 Unfälle 
im Jahre 1953 = 760 Unfälle 
im Jahre 1954 = 691 Unfälle 
im Jahre 1955 = 757 Unfälle 
im Jahre 1956 — 848 Unfälle 
im Jahre 1957 - 711 Unfälle 
im Jahre 1958 = 696 Unfälle. 

Vor 1952 sind diese Unfälle seitens der Deutschen 
Bundesbahn leider nicht gesondert statistisch erfaßt 
worden. 

Es ist nach dieser Übersicht seit 1956 den gemein- 
samen Anstrengungen des Bundesministers für Ver- 
kehr, der Deutschen Bundesbahn und der Länder- 
regierungen gelungen, die Zahl der Unfälle an 
Bahnübergängen zu senken, obwohl der Straßenver- 
kehr 

von insgesamt 5,7 Mio Kraftfahrzeugen im Jahre 1956 
auf 6,5 Mio Kraftfahrzeugen im Jahre 1958 
angestiegen ist. Seit dem Jahre 1952 ist insbeson- 
dere die Anzahl der Personenkraftwagen 
von 903 000 

auf 2 940 000 im Jahre 1958 
und die Anzahl der Omnibusse und Lastkraftwagen 
von 532 000 

auf 632 000 im Jahre 1958 

angestiegen. 

Es ist das ständige Bemühen des Bundesministers 
für Verkehr, mit allen Mitteln die Disziplin im Stra- 
ßenverkehr zu heben und mit modernster Siche- 
rungstechnik für eine weitere Verringerung der Un- 
fälle an Bahnübergängen einzutreten. 

Der Einzelbeantwortung der gestellten Fragen sind 
Anlagen beigefügt. Sie enthalten: 

Anlage I 

1. Unfälle auf Bahnübergängen der Deutschen Bun- 
desbahn nach Art der Sicherung 1952 bis 1958, 

2. Straßenverkehrsunfälle insgesamt 1952 bis 1958, 

3. Eisenbahnunfälle insgesamt (getrennt nach Rei- 
senden, Bediensteten und Bahnfremden) 1952 
bis 1958 

Anlage II 

Vorschriften und Erlasse zur Regelung des Straßen- 
verkehrs an höhengleichen Bahnübergängen (Stra- 
ßenverkehrs-Ordnung — StVO — ; der Bundesmini- 


ster für Verkehr ist für die StVO erst seit 23. Ja- 
nuar 1953 zuständig) 

Anlage III 

Vorschriften der Verordnung über den Betrieb 
von Kraftfahrunternehmen im Personenverkehr 
(BOKraft); auszugsweise Wiedergabe 

Anlage IV 

Vorschriften der Eisenbahn-Bau- und Betriebsord- 
nung (BO); auszugsweise Wiedergabe 

Anlage V 
Auszug 

a) aus der Bahnbewachungsvorschrift der Deutschen 
Bundesbabn 

b) aus Richtlinien über das Mithören der Zugmel- 
dungen durch die Schrankenwärter. 

B, Beantwortung der Einzelfragen 

Die einzelnen Punkte der Anfrage werden wie folgt 
beantwortet: 

Zu Frage 1 

über die Zahl der Unfälle an Bahnübergängen und 
ihre Folgen, unterteilt nach Art der Bahnübergangs- 
sicherung, gibt die Anlage I Aufschluß. Sie umfaßt 
die Jahre 1952 bis 1958. Vor 1952 wurden von der 
Deutschen Bundesbahn derartige Aufzeichnungen 
nicht geführt. Der Bundesminister für Verkehr 
ist leider erst seit dem Inkrafttreten des Ge- 
setzes zur Sicherung des Straßenverkehrs vom 
23. Januar 1953 für die Straßenverkehrs-Ord- 
nung zuständig. Von 1956 bis 1958 haben sich 
die Gesamtzahl der Unfälle (von 848 auf 696), 
die Zahl der Unfälle an beschrankten Über- 
gängen (von 156 auf 121) und die Unfälle an tech- 
nisch nicht gesicherten Übergängen (von 524 auf 
384) vermindert. Wegen der in diesem Jahre erfolg- 
ten beträchtlichen Vermehrung der mit Blinklicht 
gesicherten Übergänge sind die absoluten Unfall- 
zahlen an diesen Übergängen gestiegen. Relativ je- 
doch sind sie gefallen, denn bezogen auf 100 Blink- 
lichtanlagen haben sich die Unfallzahlen wie folgt 
entwickelt: 

1956 = 33 

1957 = 23 

1958 = 17 

Die Zahl der Todesopfer an höhengleichen Bahn- 
übergängen stellte sich von 1956 mit 163 über 1957 
mit 127 auf 133 im Jahre 1958. 

Bedeutsam ist das Verhältnis der Unfälle an Bahn- 
übergängen zu den Straßenverkehrsunfällen insge- 
samt. Auf 1000 Straßenverkehrsunfälle kommt 
1,2 Unfall an Bahnübergängen. Das Verhältnis der 
bei Bahnübergangsunfällen Getöteten gegenüber 
den Toten des Straßenverkehrs beträgt 12 von Tau- 
send. 

Zu Frage 2 

a) Der Bundesminister für Verkehr hat, obwohl er 
damals für die Straßenverkehrs-Ordnung noch 
nicht zuständig war, 1951 einen Arbeitsausschuß 
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im Bundesverkehrsministerium gebildet, der die 
Frage der Sidierheit an Bahnübergängen kritisch 
zu untersuchen und Verbesserungen vorzuschla- 
gen hatte. Dem Ausschuß gehörten Vertreter des 
Straßenbaues, des Straßenrechtes, der Deutschen 
Bundesbahn und der Nichtbundeseigenen Eisen- 
bahnen an. 

Der Arbeitsausschuß hat im Mai 1952 einen um- 
fassenden Bericht vorgelegt und die Durchfüh- 
rung folgender Maßnahmen vorgeschlagen: 

1. Herausgabe von Merkblättern an die Kraft- 
fahrer zur Unterrichtung über die Bedeutung 
der Verkehrszeichen; Veröffentlichung durch 
Presse, Film und Rundfunk; 

2. Ergänzung der StVO durch Bestimmungen i 

über Verkehrszeichen und Verhalten an i 
Bahnübergängen; j 

3. Aufstellung von Warnzeichen und Baken, 
wo sie noch fehlen; 

4. Aufstellen von Geschwindigkeitstafeln i 
(20 km/h) an technisch nicht gesicherten j 
Bahnübergängen, wenn die Übersichtlichkeit j 
für 40 km/h auf der Straße nicht gegeben ist; 

5. weitgehende Anwendung von Markierungs- 
linien; 

6. vermehrter Einbau von Blinklichtanlagen; 

Weiterentwicklung der Blinklichtanlage mit 
dem Ziele einer Verbesserung, Verein- 
fachung und Verbilligung;^ i 

7. Versudie mit zuggesteuerten Schranken; 

8. Verbesserung des Schrankenanstriches; 

9. Verwendung von Rückstrahlstoffen an i 
Schranken und Warnkreuzen; 

10. Versuche mit einer neuen Form des Warn- 
kreuzes und Einführung bei Bewährung; 

11. Versuche mit der 3. Zugspitzenlaterne und 
Einführung bei Bewährung. 

Diese Vorschläge sind verwirklicht worden. Von 
1953 bis 1958 wurden bei der Deutschen Bundes- 
bahn 1100 Blinkliditanlagen an Bahnübergängen 
eingebaut, die bisher weder Schranken noch 
Blinklichtanlagen hatten. Die Sichtverhältnisse 
wurden an mehr als 3000 Bahnübergängen ver- 
bessert. über 400 Schrankenübergänge wurden 
mit Zugvormeldern ausgerüstet. 2100 Bahnüber- 
gänge wurden aufgehoben. Die optische Wir- 
kung der Blinklichter wurde noch verbessert, 
ebenfalls die akustischen Signale der Triebfahr- 
zeuge. An Bahnübergängen mit geringem Ver- 
kehr sind 1400 Anrufschranken seit 1953 ein- 
gebaut worden. Diese Anlagen sind fernbedient 
und werden jeweils nur auf Anforderung des 
Wegbenutzers (über eine Wechselsprechanlage 
oder Klingel) geöffnet. An verkehrsreichen Stra- 
ßen erhielten zahlreiche Schranken elektrische 
Antriebe. Die Deutsche Bundesbahn hat eine 
zuggesteuerte Halbschranke in Verbindung mit 
Blinklichtanlagen entwickelt und erprobt dieses 
System seit 2 Jahren in einem umfangreichen 


Versuch. Unabhängig davon werden von den zu- 
ständigen Referenten des Bundesministers für 
Verkehr die Versuche und Erfahrungen der aus- 
ländischen Eisenbahnen mit zuggesteuerten, 
selbsttätigen Schutzeinrichtungen für den Stra- 
ßenverkehr an höhengleichen Bahnübergängen 
ständig verfolgt und ausgewertet. Das Dreilicht- 
Spitzensignal bei den Eisenbahnen des öffent- 
lichen und des nichtöffentlichen Verkehrs ist 
durch Verordnung vom 26. Juli 1957 einge- 
führt. 

Die Deutsche Bundesbahn hat nach § 4 des Bun- 
desbahngesetzes für die Sicherheit ihres Betrie- 
bes in eigener Verantwortung zu sorgen. Sie hat 
trotz ihrer beschränkten Mittel für die hier ge- 
kennzeichneten Maßnahmen an Bahnübergängen 
von 1953 bis 1958 insgesamt 73,2 Mio DM aufge- 
wendet. Für diese Maßnahmen wurden ihr ferner 
in den vergangenen Jahren vom Bund gesondert 
jährlich 3 bis 4 Mio DM aus ERP-Mitteln zur 
Verfügung gestellt, so daß in diesen 6 Jahren 
dafür über 90 Mio DM eingesetzt wurden. 

b) Der Bundesminister für Verkehr, die Deutsche 
Bundesbahn, die Nichtbundeseigenen Eisen- 
bahnen, die Straßenbau- und Verkehrsverwal- 
tungen der Länder und die Straßenbauverwal- 
tungen der Städte, Landkreise und Gemeinden 
beschäftigen sich ständig mit diesen Fragen. Die 
Zersplitterung in der Zuständigkeit für die Stra- 
ßen und Wege, die Aufteilung der Straßenbau- 
last auf Bund, Länder, Kreise und Gemeinden 
erschweren außerordentlich zügige und durch- 
greifende Maßnahmen. Auch die Tatsache, daß 
die Zuständigkeiten im Polizei-, insbesondere im 
Verkehrspolizeiwesen, so zersplittert sind und 
der Bund hier keine wirksamen Weisungsrechte 
besitzt, sondern nur Empfehlungen aussprechen 
kann, hemmen die Wirksamkeit der erforder- 
lichen Maßnahmen. 

Schon in der 1. und ebenso in der 2. Wahlperiode 
sind alle diese Fragen häufig Gegenstand parla- 
mentarischer Anfragen und ausführlicher Bera- 
tungen mit den Abgeordneten des Deutschen 
Bundestages im Plenum, im Verkehrsausschuß 
und im Haushaltsausschuß gewesen. 

Die Bedeutung, die gerade die Deutsche Bundes- 
bahn, die dazu gesetzlich verpflichtet ist, der Er- 
höhung der Sicherheit an den Bahnübergängen 
beimißt, geht daraus hervor, daß sie 1952 dafür 
ein ständiges zentrales Sonderdezernat beim 
Bundesbahn-Zentralamt München eingerichtet 
und eine besondere Arbeitsgemeinschaft gebildet 
hat, die inzwischen neue Richtlinien für die 
Sicherheit an Bahnübergängen erarbeitet hat, 
durch die die Ergebnisse der Enquete von 1951/52 
weiterentwickelt wurden. Bei jeder Bundesbahn- 
direktion sind die Bahnübergangsangelegenhei- 
ten in einem besonderen Dezernat zusammenge- 
faßt, das für den ganzen Direktionsbezirk zustän- 
dig ist. Zwischen diesen Stellen und dem Bun- 
desverkehrsministerium besteht laufend enger 
Kontakt. 

Darüber hinaus arbeitet der Bundesminister für 
Verkehr intensiv in der „Arbeitsgruppe Verhü- 
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tung der Straßenverkehrsunfälle" im Binnenver- 
kehrsausschuß der Europäischen Wirtschaftskom- 
mission der UNO in Genf mit, der sich unter 
anderem nachdrücklich mit den Fragen der Ver- 
besserung der Sicherheit an Bahnübeigängen be- 
faßt. 

c) Will man Unfälle an Bahnübergängen möglichst 
vermeiden, so müssen alle höhengleichen Kreu- 
zungen beseitigt werden. Allerdings sind auch 
an Überführungen Unfälle nicht ausgeschlossen. 
Die Unfälle durch Herabstürzen von Straßenfahr- 
zeugen von den Überführungen auf den Eisen- 
bahnkörper sind keineswegs selten und verlau- 
fen meist schwer. Auch Eisenbahnfahrzeuge sind 
schon von Uberführungsbrücken auf Straßen her- 
abgestürzt und haben so schwere Unfälle ver- 
ursacht. 

Im Bundesgebiet gibt es insgesamt rd, 52 000 
schienengleiche Bahnübergänge, davon allein bei 
der Deutschen Bundesbahn rd. 38 000. Auf etwa 
16 000 dieser Bahnübergänge wickelt sich ein 
allgemeiner Kraftfahrzeugverkehr ab. Ihr Um- 
bau ist daher dringlich. Der Ersatz eines solchen 
Übergangs durch Bau einer Überführung oder 
Unterführung kostet jedoch im Durchschnitt rd. 

2 bis 3 V 2 Mio DM. Die Beseitigung der 16 000 
wichtigsten Bahnübergänge erfordert daher einen 
Kapitalaufwand von rd. 50 Mrd. DM. 

Auf Anregung des Bundesministers für Verkehr 
hat die Deutsche Bundesbahn 1955 in ihrem ge- 
samten Bereich eine Verkehrszählung an den j 
verkehrsreichen Bahnübergängen durchgeführt 
und danach eine Reihenfolge der Dringlichkeit 
festgesetzt. Die danach vordringlichsten höhen- 
gleichen Übergänge sind in einer Liste mit ihren 
Merkmalen zusammengestellt und sollen zuerst 
beseitigt werden. Dabei sind sich Bundesminister 
für Verkehr und Deutsche Bundesbahn bewußt, 
daß sich die Unfälle keineswegs auf den beson- 
ders verkehrsreichen und unübersichtlichen 
Verkehrswegen ereignen. Am Unfallort bei 
Lauffen am Neckar gehört die Kreuzung einer 
Landstraße I. Ordnung, die in der Baulast und 
Betreuung der baden-württembergischen Landes- 
regierung steht, mit der Eisenbahnstrecke Stutt- 
gart-Heilbronn nach ihrer Straßenverkehrsfre- 
quenz durchaus nicht zu den stark belasteten 
Übergängen. 

Im Bundeshaushalt werden für die Beseitigung 
höhengleicher Bahnübergänge die nach dem 
Kreuzungsgesetz durch den Baulastträger Bun- 
desfernstraßen aufzubringenden Beträge im Stra- 
ßenbauplan des Bundesministeriums für Verkehr 
ausgebracht. Die entsprechenden Beträge der an- 
deren Baulastträger (Länder, Kreise, Gemeinden) 
müssen in deren Haushalten aufgebracht wer- 
den. 

Aber diese Haushaltsposten werden vergeblich 
eingeworben, wenn die Deutsche Bundesbahn, 
die derzeit — und das ist nach dem Veranlas- 
sungsprinzip bei der Entwicklung des Verkehrs 
auf der Straße zweifellos nicht mehr gerecht- 
fertigt — 50 V. H. der Baukosten aufzubringen 


hat und bei der Planung maßgebend mitarbeiten 
muß, aus ihrer finanziellen Lage heraus diese 
Beträge nicht zur Verfügung stellt. Daran sind 
in den vergangenen Jahren zahlreiche Baumaß- 
nahmen gescheitert oder mußten zurückgestellt 
werden. 

Deshalb wurden seit 1956 im Bundesgebiet Beträge 
zusätzlich ausgebracht, die der Deutschen Bundes- 
bahn zweckgebunden zugewiesen wurden, damit 
sie die für diese Zwecke aufzubringenden Bun- 
desbahnanteile nicht mehr verweigern könne. 

So sind 

1956 = 15,0 Mio DM 

1957 = 16,6 Mio DM 

1958 = 15,0 Mio DM 
zusammen 46,6 Mio DM 

bereitgestellt worden. 

In dem Bundeshaushalt 1959 sind wiederum 
15 Mio DM für diesen Zweck eingestellt worden. 
Innerhalb dieses Programms werden 38 ver- 
kehrswichtige Bahnübergänge beseitigt. 15 Über- 
führungen sind dem Verkehr übergeben, 11 sind 
noch im Bau, mit den restlichen soll sobald wie 
möglich begonnen werden. Es handelt sich in 
allen Fällen um Kreuzungen von Bundesstraßen 
mit Strecken der Deutschen Bundesbahn. 

d) Um zu verhindern, daß die Beseitigung höhen- 
gleicher Bahnübergänge an den Straßen, die 
nicht Bundesstraßen sind, unterbleibt, weil die 
Deutsche Bundesbahn infolge ihrer angespann- 
ten Finanzlage die auf sie nach dem Kreuzungs- 
gesetz entfallenden Kostenanteile nicht auf- 
bringt, sind dafür im Bundeshaushalt 1959 erst- 
mals 10 Mio DM ausgebracht. Damit stehen also 
für Bundesbahnanteile 1959 [s. auch unter e)] ins- 
gesamt 50 Mio DM zur Verfügung. Die Bundesbahn 
hat daraufhin im Januar 1959 auf Grund von Er- 
hebungen der Bundesbahndirektionen eine erste 
Zusammenstellung über Bahnübergänge dieser 
Art vorgelegt, die noch in diesem Jahr beseitigt 
werden können. Die zusätzlichen 10 Mio DM 
werden im laufenden Rechnungsjahr verbaut 
werden. Es ist vorgesehen, für die nächsten 
Jahre weitere Mittel für diesen Zweck in den 
Bundeshaushalt aufzunehmen. 

e) Der 1956 vorgelegte und 1957 zum Gesetz erho- 
bene Ausbauplan der Bundesstraßen, der durch 
entsprechende Pläne der Landesstraßenverwal- 
tungen für die Länder des Bundesgebietes be- 
züglich der Landstraßen I. und II. Ordnung und 
durch entsprechende Pläne der Städte und Ge- 
meinden ergänzt werden sollte, sieht die Besei- 
tigung von 242 höhengleichen Bahnübergängen 
vor. Im Rahmen des 1. Bauabschnittes von 1959 
bis 1962 sollen 85 Bahnübergänge beseitigt wer- 
den. Dafür sind als Anteil der Bundesstraßenver- 
waltung 100 Mio DM (+ 4 Mio DM für Ände- 
rungen) vorgesehen. Die Bundesstraßenverwal- 
tung hat von 1949 bis 1957 die Beseitigung von 
17 höhengleichen Bahnübergängen mit der Deut- 
schen Bundesbahn und von 20 höhengleichen 
Bahnübergängen mit Privatbahnen durchgeführt 
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und gleichzeitig weitere 38 höhengleiche Bahn- 
übergänge aus dem Straßendurchgangsverkehr 
ausgeschaltet. 

f) Alle Kraftfahrzeuge haben — unabhängig von 
dem Zustand etwa vorhandener Sicherungsein- 
richtungen — unbedingt und sofort vor jedem 
Eisenbahnübergang anzuhalten, wenn sich ein 
Eisenbahnfahrzeug nähert oder durch hörbare 
oder sichtbare Zeichen vor einem oder durch ein 
Eisenbahnfahrzeug gewarnt wird. Dazu ist es er- 
forderlich, daß die Straßenfahrzeuge, die sich einer 
höhengleichen Kreuzung nähern, ihre Geschwin- 
digkeit so ermäßigen, daß sie auf kurze Entfer- 
nung anhalten können. 

Deshalb habe ich schon im März 1952 den Ober- 
sten Landesverkehrsbehörden empfohlen und 
diese Empfehlung im November 1954 wiederholt, 
vor Bahnübergängen, an denen es zur Verhütung 
von Zusammenstößen erforderlich erscheint, eine 
Höchstgeschwindigkeit von 20 km/h in angemes- 
sener Entfernung vor dem Übergang durch Auf- 
stellen des Verbotszeichens nach Bild 21 der 
Anlage zur StVO vorschreiben zu lassen (siehe 
Anlage II). 

Zu Frage 3 

Der höhengleiche Bahnübergang ist im Straßenver- 
kehr eine Gefahrenstelle besonderer Art, da hier 
der Verkehrsraum der Straße von einem Verkehrs- 
mittel berührt wird, das anderen Gesetzmäßigkei- 
ten unterliegt. 

Die Eisenbahn ist an das Gleis gebunden; sie hat 
wegen des geringen Reibungswiderstandes auf den 
Schienen einen wesentlich längeren Bremsweg als 
das Straßenfahrzeug und fährt meist in großen Ein- 
heiten mit einer sehr viel größeren Bewegungsener- 
gie als sie im Straßenverkehr auftritt. Ein plötz- 
liches Anhalten ist deshalb technisch nicht möglich. 
Außerdem sollte nicht vergessen werden, daß durch 
plötzliches Bremsen eines Eisenbahnzuges bei der 
damit verbundenen Gefahr des Entgleisens stets 
eine höhere Zahl von Menschen an Leben und Ge- 
sundheit gefährdet wird, als sich in den gefährdeten 
Straßenfahrzeugen befindet. 

a) Wollte man dem Zug durch Kontrolleinrichtun- 
gen die jeweilige Schrankenstellung ankündi- 
gen — und zwar entsprechend dem Bremsweg 
auf Hauptbahnen 1 km vor der Schranke — so 
müßte dem Triebfahrzeugführer die Verpflich- 
tung auferlegt werden, seine Fahrweise darauf 
einzurichten. Der Schrankenwärter hat die 
Schranke rechtzeitig zu schließen, soll dabei aber 
auf die Flüssigkeit des Straßenverkehrs gebüh- 
rende Rücksicht nehmen. Infolgedessen könnte 
dem Triebfahrzeugführer die Strecke erst dann 
freigegeben werden, wenn die Schranke vollstän- 
dig geschlossen ist. Wegen der Häufigkeit vorsorg- 
licher Bremsungen ist dann ein Eisenbahnbetrieb 
mit den bisher erreichten Geschwindigkeiten und 
mit der bisherigen Leistungsfähigkeit der Strecken 
nicht mehr möglich. Der fahrplanmäßige Zuglauf 
wird in Frage gestellt werden, und die Folge 
sind unerwünschte Rückwirkungen auf das recht- 


zeitige Schließen der Schranken, weil dann für 
den Schrankenwärter der Maßstab für den Zeit- 
abschnitt des Schließens durch eine gleichmäßige 
Zuggeschwindigkeit fehlt. Für das menschliche 
Versagen werden damit noch weitere Möglich- 
keiten geschaffen. 

b) Die Zweckmäßigkeit von Halt-Schildern für den 
Straßenverkehr vor den Bahnübergängen im 
Bundesgebiet ist auf meine Veranlassung wie- 
derholt eingehend geprüft worden. Versuche ha- 
ben gezeigt, daß ein generelles Anhalten von 
Kraftfahrzeugen an Bahnübergängen sich nicht 
empfiehlt. Bei belebteren Straßen muß sich durch 
ein solches Halt-Schild ein ständiger Fahrzeug- 
stau ergeben. Beim Wiederanfahren müssen 
die rückwärtigen Fahrzeuge richtigerweise je- 
weils wieder vor dem Bahnübergang anhalten. 
Eine Fülle von Überholvorgängen, teilweise in 
nächster Nähe des Bahnüberganges oder sogar 
auf diesem selbst, ist die Folge. Das Haltegebot 
nur auf Omnibusse zu beschränken, vermehrt 
diese Gefahr. Es ist zu besorgen, daß dann der 
einzelne Fahrer die Verkehrslage nicht mehr 
so sorgfältig prüft, wie wenn er sich dem Bahn- 
übergang zügig nähert. Die Erfahrungen lehren 
auch, daß der Motor eines zum Halten gekom- 
menen Fahrzeugs beim Wiederanfahren manch- 
mal aussetzt, so daß Fahrzeuge auf dem Bahn- 
übergang zum Halten kommen. Auch wenn sich 
dieser Vorgang noch vor den Gleisen abspielt, ver- 
geht bis zum Wiederanfahren so viel Zeit, daß 
die Gültigkeit der freien Benutzung des Bahn- 
überganges inzwischen nicht mehr gegeben zu 
sein braucht, während der anfahrende Fahrer 
es unterläßt, seine Aufmerksamkeit vorwiegend 
der Strecke mit Bezug auf etwaige neue Zugfahr- 
ten zu widmen. 

Das Haltegebot auf alle Bahnübergänge auszu- 
dehnen, bedeutet also für den Straßenverkehr 
eine ganze Reihe von zusätzlichen Gefahren- 
momenten. Dagegen erfüllt die Geschwindig- 
keitsbeschränkung fast alle Vorzüge des Hal- 
tens, ohne mit dessen Nachteilen behaftet zu 
sein. 

Dazu kommt, daß nach dem Genfer Protokoll 
über Straßenverkehrszeichen vom 19, Septem- 
ber 1949 Halt-Zeichen nur an Straßenkreuzungen 
und Straßeneinmündungen verwendet werden 
sollen; für Bahnübergänge dagegen sieht dieses 
Protokoll nur Warnkreuze (Andreaskreuze) vor. 

Der Bundesminister für Verkehr hat in Anleh- 
nung an dieses Protokoll 1953 bestimmt, daß der 
Vorrang der Schienenfahrzeuge an Bahnübergän- 
gen durch Warnkreuze kenntlich zu machen ist 
(§ 3a der StVO). Vor diesen Warnkreuzen ha- 
ben die Kraftfahrzeugführer unbedingt anzuhal- 
ten, wenn sich ein Schienenfahrzeug nähert, 
wenn durch Blinklicht oder andere sichtbare oder 
hörbare Zeichen vor einem sich nähernden 
Schienenfahrzeug gewarnt wird, wenn durch 
hörbare oder sichtbare Zeichen das Schließen der 
Schranken angekündigt wird, wenn die Schran- 
ken bewegt werden oder geschlossen sind oder 
wenn die Sperrung des Straßenverkehrs auf dem 
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Bahnübergang auf andere Weise kenntlich ge- 
macht ist. 

Eine Verwendung von Halt-Schildern an Bahn- 
übergängen widerspricht also dem erwähnten 
Grundsatz des internationalen Straßenverkehrs- 
rechts. über die bisherige Regelung hinaus dem 
Kraftfahrzeugführer das Halten auch für den Fall 
zu gebieten, daß keinerlei Anzeichen auf das 
Nahen eines Zuges deuten, wäre auch dem ein- 
sichtigen Kraftfahrzeugführer nicht verständlich. 
Erfahrungsgemäß werden derartige als unnötig 
empfundene Anordnungen von den Verkehrs- 
teilnehmern nicht beachtet; dies bedeutet eine 
Abwertung der Verkehrszeichen, die der Ver- 
kehrsdisziplin abträglich ist. 

Zu Frage 4 

Die zu Frage 2 aufgezeigten Bemühungen werden 
ausdrücklich fortgesetzt. In den nächsten Jahren be- 
absichtigt die Deutsche Bundesbahn von sich aus, 

1350 Bahnübergänge durch schienenfreie Kreuzun- 
gen zu ersetzen, 

1480 Bahnübergänge aufzulassen, 

1000 Anruf schranken einzurichten, 

4000 Blinklichtanlagen einzubauen. 

a) Die bisher angewendeten zuggesteuerten Blink- 
lichtanlagen haben die Möglichkeiten mensch- 
lichen Versagens bei der Bedienung von Siche- 
rungseinrichtungen, wie es bei dem Schutz der 
Überwege durch Schranken leider immer wieder 
vorkommt, ausgeschaltet. Um auch bei beschrank- 
ten Übergängen die Möglichkeit menschlichen 
Versagens einzuschränken, werden in vermehr- 
tem Umfang elektrische Zugvormelder eingebaut. 

b) Die leider in Deutschland verbreitete Unsitte, 
rücksichtslos zu fahren, macht viele Sicherungs- 
einrichtungen der Eisenbahn unwirksam. Jährlich 
werden rund 1700 geschlossene Eisenbahnschran- 
ken durch auffahrende Kraftfahrzeuge zerstört. 
Ein solcher Fall hat sich durch einen Lastkraft- 
wagen erst am 6. Juli im Zuge der Plittersdorfer 
Straße in Bad Godesberg abgespielt. Auch bei 
den Blinklichtanlagen wird in unzähligen Fällen 
täglich verkehrswidrig und disziplinlos das rote 
Blinklicht überfahren. Deshalb werde ich mich 
nach Abschluß der jetzt in Durchführung befind- 
lichen Erprobungen genötigt sehen, die Bundes- 
bahn zu veranlassen, dem menschlichen Versa- 
gen der Kraftfahrer und der Schrankenwärter 
dadurch entgegenzuwirken, daß zuggesteuerte 
Blinklichtanlagen mit zusätzlichen Halbschran- 
ken an den höhengleichen Bahnübergängen er- 
richtet werden. In Zukunft wird man diese neu- 
artigen Anlagen möglichst an allen zweigleisi- 
gen Strecken, aber auch an verkehrsreichen 
Bahnübergängen eingleisiger Strecken anwen- 
den. Sie sind fast doppelt so teuer wie einfache 
Blinklichtanlagen. Eine automatisch durch den 
Zug gesteuerte Schranke kann nur eine Halb- 
schranke sein, damit ein Einschließen von Fahr- 
zeugen zwischen den Schranken vermieden wird. 
Ich hoffe, daß dieses Hindernis die Fahrer zum 
Anhalten veranlaßt, obwohl disziplinlose Fahrer 


auch diese Schranken umfahren können. Ich 
stehe auf dem Standpunkt, daß nach der erhoff- 
ten Bewährung diese zuggesteuerten vollauto- 
matischen Anlagen fast alle jetzt von Menschen 
betriebenen Schrankenanlagen ersetzen können 
und sobald als möglich ersetzen sollen. Wich- 
tige Übergänge, die jetzt nur durch Blinklicht 
gesichert sind, müssen zusätzlich solche Halb- 
schranken erhalten. 

c) Wichtig ist für den Kraftfahrer, daß ihm ein 
Bahnübergang rechtzeitig und auffallend ange- 
kündigt wird. Das geschieht zwar schon durch 
die Warnzeichen, Baken und das Warnkreuz. 
Künftig soll nur noch eine einzige Form des 
Warnkreuzes verwendet werden. Die Warnzei- 
chen werden dann auf die jeweilige Art der Si- 
cherung durch Zusatzschilder eindeutig hinwei- 
sen, je nachdem ob Schranken, Blinklichter, Halb- 
schranken oder ob keine technische Sicherung 
am Bahnübergang zu erwarten ist. Diese Maß- 
nahme wird im Zusammenhang mit der beabsich- 
tigten Neufassung der Straßenverkehrs-Ordnung 
in Kürze eingeführt werden. 

d) Der Bundesminister für Verkehr hat den Un- 
glücksfall, der sich am 20. Juni bei Lauffen er- 
eignete, zum Anlaß genommen, die Länder und 
über sie die Kreise und Gemeinden erneut ein- 
dringlich auf die Notwendigkeit hinzuweisen, an 
gefährlichen Bahnübergängen die Geschwindig- 
keit der Kraftfahrzeuge durch Verkehrszeichen 
auf 20 km/h herabzusetzen. Dabei wurde betont, 
daß solche Maßnahmen unter allen Umständen 
vor technisch nicht gesicherten Bahnübergängen 
erforderlich sind, vor denen nur eine begrenzte 
Sicht auf die rechte oder auf die linke oder auf 
beide Seiten der Bahnstrecke besteht. Die er- 
neute Empfehlung wird eine nochmalige Prüfung 
veranlassen, ob Geschwindigkeitsbeschränkun- 
gen an allen Bahnübergängen nötig sind. Sie 
sollten mindestens überall dort vorgeschrieben 
werden, wo die Anzahl der Züge groß und ihre 
Fahrgeschwindigkeit hoch ist oder in letzter Zeit 
gesteigert wurde. 

e) Unabhängig von dem Lauffeuer Unglück waren 
im Einvernehmen mit allen beteiligten Stellen 
des Bundes und der Länder bereits in den zur 
Vorlage im Herbst 1959 vorgesehenen Entwurf 
einer Verordnung zur Änderung von Vorschrif- 
ten des Straßenverkehrsrechts Bestimmungen 
aufgenommen worden, nach denen Kraftomni- 
busse so eingerichtet sein müssen, daß eine 
Überbesetzung auch im Spitzenverkehr nicht 
mehr möglich ist. Das Verhältnis der Anzahl der 
Stehplätze zu den Sitzplätzen soll auf 1 : 2 her- 
abgesetzt, und es soll verboten werden, daß 
rechts neben dem Fahrer während der Fahrt 
Personen stehen. Die bisher von den Länderver- 
kehrsbehörden vielfach ausgenutzte Möglichkeit, 
für den sogenannten Spitzenverkehr Ausnahmen 
zuzulassen, soll beschränkt, möglichst beseitigt 
werden. 

Der bei Lautfen verunglückte Kraftomnibus hatte 
bei einem zulässigen Gesamtgewicht von 
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10 500 kg 61 zugelassene Plätze, die in 38 Sitz- | 
platze (einschließlich Fahrer) und 23 Stehplätze 
aufgeteilt waren. Ob die Überschreitung der sich ; 
hieraus ergebenden Anzahl der Fahrgäste für : 
den Unfall ursächlich war, kann nur im Gerichts- 
verfahren geklärt werden, ebenso, ob eine Aus- 
nahmegenehmigung der zuständigen Behörden | 
für den sogenannten Spitzenverkehr vorlag. | 

Sowohl im Personen- als auch im Güterverkehr , 
mit Kraftfahrzeugen liegt die Durchführung und , 
Überwachung der bundesrechtlichen Vorschriften | 
über die zulässige Höchstbelastung der Fahr- ; 
zeuge nach dem Grundgesetz (Artikel 30, 83) bei 
den Ländern, soweit es sich nicht um bundesbahn- 
eigene oder im Auftrag der Bundesbahn verkeh- 
rende Fahrzeuge handelt, für die der Deutschen 
Bundesbahn selbst bestimmte Befugnisse einge- 
räumt sind. Die Aufgabe der Bundesanstalt für ; 


den Güterfernverkehr besteht in der Kontrolle, 
ob die Tarife eingehalten werden. Die Feststel- 
lung von Überladungen durch die Bundesanstalt 
ist nur eine Folge dieser Tarifüberwachung. 

Um bei der entgeltlichen Personenbeförderung 
höchstmögliche Sicherheit zu gewährleisten, wer- 
den in der Verordnung über den Betrieb von 
Kraftfahrunternehmen im Personenverkehr (BO- 
Kraft) zusätzliche Anforderungen an Unterneh- 
mer, Fahrzeugführer und Fahrzeuge gestellt, die 
in der Anlage III näher dargestellt sind. Die be- 
reits erwähnten neuen Vorschriften über die 
Einrichtung der Kraftomnibusse werden einer 
Uberbesetzung solcher Fahrzeuge im Personen- 
verkehr entgegenwirken. Im ganzen bleibt im 
Zusammenhang mit diesen Überlegungen zu be- 
dauern, daß das dem Deutschen Bundestag vor- 
liegende Personenbeförderungsgesetz noch nicht 
verabschiedet werden konnte. 


Anlage 1 


1. Unfälle auf Bahnübergängen 

der Deutschen Bundesbahn und Unfallfolgen nach Art der Sicherung in den Jahren 1952 bis 1958 


Jahr 

i 

' Insgesamt 

1 

v. n. der 
Straßenver- 
kehrsunfälle 

Davon Unfälle auf Bahnübergängen 

: 1 ohne Schranken 

: mit mit Blink- , 

. Schranken lichtem*) Blinklichter 

1952 Unfälle 

774 

0,21 

172 

68 

534 

Getötete 

107 

1,41 

34 

15 

58 

Verletzte 

356 

0,15 

79 

48 

229 

1953 Unfälle 

760 

0,17 

143 

62 

555 

Getötete 

139 

1,27 

40 

11 

88 

Verletzte 

441 

0,15 

105 

35 

301 

1954 Unfälle 

691 

0,14 

129 

88 

474 

Getötete 

157 

1,34 

31 

17 

109 

Verletzte 

484 

0,15 

48 

80 

356 

1955 Unfälle 

757 

0,13 

142 

129 

486 

Getötete 

140 

1,08 

35 

26 

79 

Verletzte 

446 

0,13 

64 

78 

304 

1956 Unfälle 

848 

0,14 

156 

168 

524 

Getötete 

163 

1,28 

56 

37 

70 

Verletzte 

496 

0,14 

74 

138 

284 

1957 Unfälle 

711 

0,11 

135 

192 

384 

Getötete 

127 

1,03 

33 

45 

49 

Verletzte 

548 

0,16 

85 

205 

258 

1958 Unfälle 

696 

0,10 

121 

191 

384 

Getötete 

133 

1J4 

43 

38 

52 

Verletzte 

432 

0,12 

58 

158 

216 


*) Anmerkung 

Bei den Unfällen an Bahnübergängen mit Blinklichtern 
ist zu berücksichtigen, daß sich die Zahl der Blinklicht- 
anlagen von 170 Ende 1952 auf 1260 Ende 1958 erhöht hat. 
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(noch Anlage I) 

2. Straßenverkehrsunfälle insgesamt in den Jahren 1952 bis 1958 


Jahr 

Unfälle 

insgesamt 

Verletzte 

Tote 

Tote je 
Kalendertag 

1952 

375 430 

232 852 

7 590 

21 

1953 

445 699 

298 231 

11 025 

30 

1954 

493 687 

317 280 

11 649 

32 

1955 

567 819 

' 350 486 

12 340 

34 

1956 

625 546 

361 052 

12 883 

35 

1957 

644 326 

360 421 

12 687 

35 

1958*) 

715 346 

357 948 

11 889 

33 


*) vorläufige Zahlen. 


3. Eisenbahnunfälle insgesamt in den Jahren 1952 bis 1958 


in V. H. der Straßenverkehrsunfälle 


Jahr 

' Personenkreis 

Unfälle 

insgesamt 

Verletzte ; 

Tote 

• Unfälle 
insgesamt 

(nur bei Summe) 

Verletzte 

Tote 


Reisende 


774 

99 




1952 

Bedienstete 


478 

220 





Bahnfremde 


405 

277 





Summe 

2 444 

1 657 

596 

0,7 

0,7 

7,8 


Reisende 


519 

87 




1953 

, Bedienstete 


478 

206 





Bahnfremde 


395 

265 





Summe 

2 338 

1 392 

558 

0,5 

0,5 

5,1 


Reisende 


830 

115 




1954 

Bedienstete 


498 

220 





Bahnfremde 


372 

251 





Summe 

2 280 

1 700 

586 

0,5 

0,5 

5,0 


Reisende 


696 

107 




1955 

Bedienstete 


586 

194 





Bahnfremde 


359 

256 





Summe 

2 488 

1 641 

557 

0}4 

0,5 

4,5 


Reisende 


725 

96 




1956 

Bedienstete 


565 

257 





Bahnfremde 


336 

274 





Summe 

2 530 

1626 

627 

0,4 

0,5 

4,9 


Reisende 


575 

102 




1957 

Bedienstete 


582 

236 




Bahnfremde 


355 

205 





Summe 

2 405 

1 512 

543 

0,4 

0,4 

4,3 


Reisende 


576 

82 




1958 

Bedienstete 


585 

210 





Bahnfremde 


328 

235 





Summe 

2 266 

1 489 

527 

0,3 

0,4 

4,4 
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Anlage II 


Vorschriften und Erlasse zur Regelung des Straßenverkehrs 
an höhengleichen Bahnübergängen 


1. § 9 Abs. 1 der Straßenverkehrs-Ordnung in der 
Fassung von 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 327; ent- 
spricht dem § 9 Abs. 2 der Straßenverkehrs- 
Ordnung in der Fassung von 1937): 

„(1) Der Fahrzeugführer hat die Fahrge- 
schwindigkeit so einzurichten, daß er jederzeit 
in der Lage ist, seinen Verpflichtungen im Ver- 
kehr Genüge zu leisten, und daß. er das Fahr- 
zeug nötigenfalls rechtzeitig anhalten kann. Das 
gilt besonders an unübersichtlichen Stellen und 
an höhengleichen Bahnübergängen." 

2. § 3a der Straßenverkehrs-Ordnung, eingefügt 
durch Verordnung vom 24. August 1953 auf 
Grund des § 6 des Straßenverkehrsgesetzes 
vom 19. Dezember 1952 (vgl. Bundesgesetzbl. 
1953 I S. 1131; die Vorschrift entspricht weit- 
gehend dem § 79 der Eisenbahn-Bau- und Be- 
triebsordnung von 1928): 

.§ 3a 

(1) Der in den Eisenbahn-Bau- und Betriebs- 
ordnungen begründete Vorrang der Eisenbah- 
nen des öffentlichen Verkehrs wird durch Auf- 
stellung von Warnkreuzen (Anlage, Bilder 4c 
bis 4g) zur Geltung gebracht. 

(2) Fahrzeuge anderer Schienenbahnen haben 
den Vorrang vor jedem anderen Verkehr nur, 
wenn 

1. die Bahn an dem Übergang auf beson- 
derem Bahnkörper verlegt ist und 

2. der Bahnübergang mit Warnkreuzen 
(Anlage, Bilder 4c bis 4g) gekennzeich- 
net ist. 

(3) Bei Kreuzungen von Eisenbahnen des öf- 
fentlichen Verkehrs und von anderen Schienen- 
bahnen, die an dem Bahnübergang auf beson- 
derem Bahnkörper verlegt sind, mit Fußwegen 
oder Feldwegen besteht der Vorrang der Schie- 
nenbahnen auch dann, wenn Warnkreuze nicht 
aufgestellt sind. 

(4) Bahnübergänge, an denen der Vorrang 
nach Absatz 1, 2 oder 3 besteht, dürfen nicht 
überquert werden, wenn 

a) ‘ sich ein Schienenfahrzeug nähert, 

b) durch Blinklicht oder andere sichtbare 
oder hörbare Zeichen vor einem sich 
nähernden Schienenfahrzeug gewarnt 
wird, 

c) durch hörbare oder sichtbare Zeichen 
das Schließen der Schranken angekün- 
digt wird, 

d) die Schranken bewegt werden oder ge- 
schlossen sind oder 


e) die Sperrung des Straßenverkehrs auf 
dem Bahnübergang in anderer Weise 
kenntlich gemacht ist. 

Werden an Bahnübergängen Blinklichter ver- 
wendet, so bedeutet 
rotes Blinklicht: 

„Halt! Der Bahnübergang ist für den Straßen- 
verkehr gesperrt", 
weißes Blinklicht: 

„Die Blinklichtanlage ist in Betrieb". 

(5) In den Fällen des Absatzes 4 müssen 
Straßenfahrzeuge und Tiere vor den. Warn- 
kreuzen oder, wo solche nicht vorhanden sind, 
in angemessener Entfernung angehalten 
werden. Fußgänger müssen vor den Schranken, 
bei unbeschrankten Übergängen vor den Warn- 
kreuzen oder, wo solche nicht vorhanden sind, 
in angemessener Entfernung haltmachen. 

(6) Bei Annäherung an Bahnübergängen und 
bei ihrer Benutzung ist in jedem Falle beson- 
dere Aufmerksamket anzuwenden; dies gilt 
vor allem für das Treiben von Viehherden," 

3. Abschnitt A la Absatz 3 der Anlage zur Stra- 
ßenverkehrs-Ordnung in der Fassung von 1956 
(Bundesgesetzbl. I S. 327): 

„(3) Zur Kennzeichnung von Bahnübergängen, 
an denen die Schienenfahrzeuge Vorrang vor 
jedem anderen Verkehr haben, sind rechts 
neben der Straße (Fahrbahn) Warnkreuze 
(Bilder 4c bis 4g) aufgestellt; als weitere Warn- 
zeichen sind rechts und links neben der Straße 
(Fahrbahn) die dreieckigen Warnzeichen (Bild 
5 oder 6) und je drei Merktafeln (Baken; Bilder 7 
bis 10) aufgestellt. Die dreieckigen Warn- 
zeichen sind auf den Baken angebracht, die 
etwa 240 Meter von dem Bahnübergang ent- 
fernt sind und drei schräge, rote Streifen auf 
weißem, schwarz umrandetem Feld tragen. In 
einer Entfernung von etwa 160 Metern und 
etwa 80 Metern vor dem Bahnübergang stehen 
rechts und links von der Straße Baken mit zwei 
bzw, einem schrägen, roten Streifen, auf wei- 
ßem, schwarz umrandetem Feld. Die schrägen 
Streifen bestehen aus rückstrahlendem, rotem 
Glas aus roten Reflexstoffen und steigen in 
einem Winkel von 30 Grad zur Waagerechten 
nach außen, von der Straße aus gesehen. 
Gleichlaufend zu den Schrägstreifen sind die 
oberen Kanten der Baken, die nicht die drei- 
eckigen Warnzeichen tragen, abgeschrägt. 
Müssen nach den örtlichen Verhältnissen die 
Baken in erheblich anderen Abständen als 240, 
160 und 80 Metern von dem Bahnübergang auf- 
gestellt werden, so ist der Abstand in Metern 
oberhalb der Schrägstreifen in schwarzen Zif- 
fern angegeben." 
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4. Erlaß des Bundesministers für Verkehr vom 
8. März 1952 — StV 2 Nr. 32/524/52 — {Ver- 
kehrsblatt S. 88): 

„Versuche haben ergeben, daß es nützlicher 
ist, wenn Kraftfahrzeuge vor schienengleichen 
Übergängen ihre Geschwindigkeit auf etwa 
20 kin/st ermäßigen anstatt anzuhalten (unbe- 
schadet natürlich der Verpflichtung zu unbe- 
dingtem Halten, wenn sich ein Eisenbahnfahr- 
zeug nähert oder durch hörbare oder sichtbare 
Zeichen vor einem sich nähernden Eisenbahn- 
fahrzeug gewarnt wird). 

Ich rege daher an, vor solchen schienenglei- 
chen Übergängen, an denen es zur Verhütung 
von Zusammenstößen erforderlich erscheint, 
durch Aufstellung des Verbotszeichens nach 
dem Bilde 21 der Anlage zur Straßenverkehrs- 
Ordnung eine Höchstgeschwindigkeit von 
20 km/st vorschreiben zu lassen. Diese Maß- 
nahme sollte möglichst zu Beginn der Reise- 
zeit durchgeführt sein.“ 

5. Auszug aus dem Erlaß des Bundesministers für 
Verkehr vom 20. November 1954 — StV 2 Nr. 
2124 B/54 — (Verkehrsblatt S. 478): 

„Nach § 9 Abs. 1 der Straßenverkehrs-Ord- 
nung muß der Fahrzeugführer seine Pflicht, die 
Fahrgeschwindigkeit so einzurichten, daß er 
nötigenfalls rechtzeitig anhalten kann, an hö- 
hengleichen Bahnübergängen ganz besonders 
ernst nehmen. Der Fahrzeugführer muß hierbei 
beachten, daß er auch an den Bahnübergängen, 


die weder durch Schranken noch durch Blink- 
lichter gesichert sind, von dem Punkt, an dem 
er die Bahnstrecke übersehen kann, bis zum 
Warnkreuz in vielen Fällen nur einen Anhalte- 
weg von 15 Metern zur Verfügung hat. Durch 
die Warnzeichen mit dem Symbol der Lokomo- 
tive (Bild 6 der Anlage zur Straßenverkehrs- 
Ordnung) und die Merktafeln (Baken), die an 
Straßen mit nicht zu geringer Verkehrsbedeu- 
tung gewöhnlich in einer Entfernung von 240, 
160 und 80 Metern vor dem Übergang aufge- 
stellt sind, werden die Straßenverkehrsteilneh- 
mer rechtzeitig auf den Bahnübergang hinge- 
wiesen. Diese Warnzeichen sollen jeden Fahr- 
zeugführer veranlassen, seine Geschwindigkeit 
so zu ermäßigen, daß er sein Fahrzeug notfalls 
vor dem Warnkreuz, das in der Regel etwa 5 m 
vor dem Bahnübergang angebracht ist, zum 
Stehen bringen kann. 

Wie ich schon in meiner Verlautbarung vom 
8. März 1952 —StV 2 Nr. 32/524/52 — (Ver- 
kehrsblatt 1952 S. 88) angeregt habe, sollten 
die Straßenverkehrsbehörden vor solchen schie- 
nengleichen Übergängen, an denen es zur Ver- 
hütung von Zusammenstößen erforderlich 
erscheint, durch Aufstellung des Verbotszei- 
chens nach dem Bild 21 der Anlage zur StVO 
eine Höchstgeschwindigkeit von 20 km/st vor- 
schreiben. Es handelt sich hierbei vor allem 
um diejenigen technisch nicht gesicherten Bahn- 
übergänge, vor denen Kraftfahrer nur eine be- 
grenzte Sicht auf die rechte oder linke Seite 
oder auf beide Seiten der Bahnstrecke haben." 


Anlage III 


Vorschriften der Verordnung über den Betrieb von Kraftfahrunternehmen 
im Personenverkehr (BOKraft) 

(auszugsweise Wiedergabe) 


Alle Kraftfahrbetriebe müssen den Anforderun- 
gen entsprechen, die an ein dem öffentlichen Ver- 
kehr dienendes Unternehmen zu stellen sind. 
Sicherheit und Ordnung sind oberster Grundsatz 
für den Betrieb des Unternehmens sowie für Aus- 
rüstung und Beschaffenheit der Fahrzeuge (§ 2 
BOKraft). 

Der Unternehmer ist dafür verantwortlich, daß 
die Fahrzeuge sich stets in Verkehrs- und betriebs- 
sicherem Zustand befinden. Bei der Auswahl der 
Betriebsbediensteten hat er die nötige Sorgfalt an- 
zuwenden und darauf zu achten, daß sein Personal 
die für die Beschaffenheit und Ausrüstung der 
Fahrzeuge ■ geltenden Vorschriften beachtet (§ 3 
BOKraft). 

Der Fahrer hat bei der Führung und Bedienung 
des Fahrzeugs diejenige besondere Sorgfalt anzu- 
wenden, die sich daraus ergibt, daß ihm beruflich 


andere Personen zur sicheren Beförderung anver- 
traut werden (§ 8 BOKraft). 

Fahrer von Omnibussen bedürfen eines beson- 
deren Ausweises. Dieser Ausweis darf nur erteilt 
werden, wenn der Fahrer zwei Jahre lang ein 
Fahrzeug der Klasse 2 geführt hat, seine geistige 
und körperliche Eignung durch ein amtsärztliches 
I Zeugnis nachweist, persönlich zuverlässig ist und 
das 23. Lebensjahr vollendet hat. Vor Erteilung 
des Ausweises ist eine Prüfung über die Beherr- 
schung der Verkehrsvorschriften und hinreichende 
Fahrfertigkeit abzulegen. Der Ausweis ist auf die 
Dauer von zwei Jahren befristet und darf nur ver- 
längert werden, wenn die vorgenannten Voraus- 
setzungen noch gegeben sind. Vor jeder Verlän- 
gerung hat der Fahrer seine geistige und körper- 
I liehe Eignung durch ein amtsärztliches Zeugnis 
oder durch das Zeugnis eines hauptamtlich ange- 
j stellten Betriebsarztes nachzuweisen (§§ 9 bis 19 
' BOKraft). 
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über die für alle Kraftfahrzeuge geltenden Vor- 
schriften der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung 
hinaus sind die in der entgeltlichen Personenbe- 
förderung eingesetzten Kraftomnibusse z. B. fol- 
genden zusätzlichen Anforderungen unterworfen: 

Die Fahrzeuge dürfen höchstens mit so viel Per- 
sonen besetzt werden, als nach der Zahl der zuge- 
lassenen Sitz- und Stehplätze erlaubt ist. In Omni- 
bussen ist die Zahl der zulässigen Sitz- und Steh- 
plätze an gut sichtbarer Stelle und in gut lesbarer 
Schrift anzuschreiben (§ 26 BOKraft). 

Für die Abmessungen der Sitz- und Stehplätze 
sind Mindestmaße vorgeschrieben. Stehplätze sind 
nur im Linienverkehr unter bestimmten Bedingun- 
gen zugelassen (§ 48 BOKraft). 


Zur sicheren Führung des Omnibusses muß der 
Platz des Fahrers so angeordnet und eingerichtet 
sein, daß nach vorn und nach beiden Seiten aus- 
reichendes Gesichtsfeld vorhanden ist (§ 33 

BOKraft). 

Vor Inbetriebnahme eines Fahrzeugs ist dieses 
vom amtlich anerkannten Sachverständigen für den 
Kraftfahrzeugverkehr darauf zu untersuchen, ob es 
den besonderen Vorschriften in der BOKraft und 
den Vorschriften der Straßenverkehrs-Zulassungs- 
Ordnung entspricht (§ 77 BOKraft). Außerdem ist 
das Fahrzeug alljährlich vorzunehmenden Haupt- 
untersuchungen und zweimonatlichen sogenannten 
laufenden Untersuchungen zu unterziehen (§ 80 ff. 
und § 83 ff. -BOKraft). 

Besondere Prüfbücher sind zu führen (§ 85 

BOKraft). 


Anlage IV 


Auszug aus der Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung (BO) 
über Schranken auf Hauptbahnen 


§ 18 Abs. 3: Die Wegübergänge sind mit Schran- 
ken oder Warnlichtern zu versehen. 

§ 18 Abs. 4: Schranken müssen vom Standort des 
bedienenden Y/ärters aus übersehen werden kön- 
nen. Bedienung der Schranken aus einer größeren 
Entfernung als 50 m ist nur bei Übergängen mit 
schwächerem Verkehr zulässig. 

§ 18 Abs. 5: Fernbediente Schranken müssen an 
Ort und Stelle von Hand angehoben und alsdann 
wieder geschlossen werden können; sie müssen 
mit einer Läutevorrichtung versehen sein, die vom 
Standort des Wärters aus bedient werden kann, und 
außerdem eine Vorrichtung besitzen, die dem 
Wärter jedes örtliche öffnen der Schranken be- 
merkbar macht. 

§ 18 Abs. 6: Schranken an Wegen, die mit Zu- 
stimmung der Landespolizeibehörde geschlossen 
gehalten werden, sind mit einer zum Aufenthalts- 
ort des Wärters führenden Läutevorrichtung zu 
versehen. 

§ 46 Abs. 5: Die Wegübergänge müssen bewacht 
werden. Die Bewachung muß rechtzeitig vor der 
Annäherung und während der Vorbeifahrt von 
Zügen und Rangierabteilungen durchgeführt wer- 
den. Wegübergänge mit Warnlichtern und solche 
mit geschlossen gehaltenen Schranken brauchen 
nicht bewacht zu werden. Der BMV kann geneh- 
migen, daß von der Bewachung abgesehen wird. 


wenn Vorrichtungen zur ausreichenden Sicherung 
der Wegübergänge vorhanden sind. 

Schranken müssen, solange Gefahr vorhanden ist, 
geschlossen sein. 

§ 46 Abs. 7: Ein Wegübergang gilt als bewacht, 
wenn am Übergang selbst oder bei Wegübergän- 
gen mit fernbedienten Schranken in unmittelbarer 
Nähe der Bedienungsvorrichtung der Wärter steht 
und diesem jedes unbefugte öffnen der Schranken 
bemerkbar gemacht wird. Wegübergänge auf 
Bahnhöfen und Haltepunkten können bei einfachen 
Verhältnissen als bewacht gelten, wenn ihre Ört- 
lich bedienten Schranken gegen unbefugtes öffnen 
gesichert sind. 

§ 46 Abs. 8: Vor dem Schließen fernbedienter 
Schranken ist zu läuten. 

§ 46 Abs. 9: Schranken an Wegübergängen mit ge- 
ringem Verkehr dürfen mit Zustimmung der Lan- 
despolizeibehörde ständig oder zu bestimmten Ta- 
ges- oder Jahreszeiten geschlossen gehalten 
werden. Sie müssen auf Verlangen geöffnet wer- 
den, wenn es ohne Gefahr geschehen kann. 

§ 46 Abs. 11; Bahn- und Schrankenwärter müssen 
mit den Mitteln zur Erteilung von Haltsignalen 
an die Züge ausgerüstet sein. 

§ 49 Abs. 2: Die Übergänge der verkehrsreichen 
öffentlichen Wege sind bei Dunkelheit zu be- 
leuchten, solange die Schranken geschlossen sind. 
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Anlage V 


Auszug 

a) aus der Dienstvorschrift der Deutschen Bundesbahn für den Bahnbewachungsdienst — Bahn- 
bewachungsvorschrift (DV 456) — 

b) aus Richtlinien der Hauptverwaltung der Deutschen Bundesbahn über das „Mithören der 
Zugmeldungen durch die Schrankenwärter" vom 6. Juni 1957 und 4. August 1958 


Zu a) 

Die Bahnbewachungsvorschrift gibt u. a. Anwei- 
sungen über die Bewachung der Bahnübergänge 
(§ 6) und über die Bedienung der Schranken (§ 7). 

§ 6 

Bewachung der Bahn 

(1) Sind einem Wärter Wegübergänge zur Be- 
wachung zugewiesen, dann hat er diese und die 
anschließenden Bahnstrecken, soweit er sie über- 
sehen kann, rechtzeitig vor der Annäherung und 
während der Vorüberfahrt von Zügen, Rangierab- 
teilungen und Kleinwagen zu bewachen. Dazu stellt 
er sich an dem vom Betriebsamt angeordneten 
Standort möglichst so auf, daß er vom Zugpersonal 
gesehen werden kann. 

(2) Ob der Wärter auf Bahnhöfen und Halte- 
punkten bei einfachen Verhältnissen und beim 
Vorhandensein bestimmter Einrichtungen den 
Standort am Wegübergang oder an der Bedie- 
nungsstelle verlassen darf, um bei geschlossenen 
Schranken andere Dienste — Signal-, Weichen-, 
Schalter-, Sperre-, Gepäckdienst u. a. — zu ver- 
richten, wird in jedem Falle besonders angeordnet. 
Der Wärter muß sich bei fernbedienten Schranken 
ständig in Hörweite des Rückläutewerks aufhalten. 

(3) Der Wärter hat dafür zu sorgen, daß die ihm 
zugewiesenen Wegübergänge, wenn ein Zug oder 
Kleinwagen fällig ist, von Fahrthindernissen frei 
sind und daß kein Zug oder Kleinwagen gefährdet 
wird. 

§ 7 

Bedienung der Schranken 

(1) Die Schranken sind rechtzeitig vor der 
Vorbeifahrt jedes Zuges zu schließen und nach 
Vorüberfahrt des Zugschlusses wieder zu öffnen, 
wenn sie nicht wegen eines anderen Zuges noch 
geschlossen bleiben müssen. An einer mehrglei- 
sigen Strecke darf sie der Wärter erst wieder 
öffnen, nachdem er sich überzeugt hat, daß kein 
Zug auf einem anderen Gleis kommt. Dabei macht 
es keinen Unterschied, ob der Zug auf einem an- 
deren Gleis durch Läutesignal angekündigt ist oder 
nicht. 

(2) Für das Schließen der Schranken ist in erster 
Linie der Fahrplan maßgebend. Der Wärter muß 
aber damit rechnen, daß der Zugverkehr unregel- 
mäßig sein kann, daß Züge ohne Personenbeför- 
derung bis zu 10 Minuten vor Plan verkehren dür- 
fen, ohne daß der Wärter verständigt wird (vgl. 
auch § 20 Abs. 3b) und daß auch Reisezüge aus- 
nahmsweise bis zu 3 Minuten vor Plan ohne Ver- 
ständigung des Wärters eintreffen können. 


Bei Schnellfahrten über 120 km/h haben die Wär- 
ter die Schranken unter Beachtung der höheren 
Geschwindigkeiten der Schnellfahrten entsprechend 
ihren Vorschriften rechtzeitig — mindestens jedoch 
3 Minuten vor der Durchfahrt der Schnellfahrten — 
zu schließen. Langholzfuhrwerke, schwere Last- 
kraftwagen (besonders mit Anhängern) und Fuhr- 
werke, bei denen die Möglichkeit besteht, daß sie 
den Übergang nicht glatt und ohne Stocken über- 
queren, sind gegebenenfalls schon vorher bei noch 
geöffneter Schranke vom Wärter vor dem Über- 
gang anzuhalten und zum Warten bis nach Durch- 
fahrt der Schnellfahrt aufzufordern; wo dies nicht 
durchführbar ist, sind 'die Schranken entsprechend 
früher zu schließen. Viehherden müssen spätestens 
10 Minuten vorher den Übergang geräumt haben. 

(3) Der Wärter ist verpflichtet, angemessene Zeit 
vor der planmäßigen Vorüberfahrt eines Zuges oder 
Kleinwagens sich an dem ihm vom Betriebsamt 
zugewiesenen Standort bereit zu halten und die 
Strecke zu beobachten; er darf sich nicht auf das 
Abläutesignal, auf besondere Signaleinrichtungen, 
die ihm die Annäherung eines Zuges oder einer 
Rangierfahrt ankündigen, auch nicht auf die Block- 
einrichtungen verlassen. Solange der Wärter nicht 
auf der Strecke beschäftigt ist, hat er sich in dem ihm 
zugewiesenen Dienstraum oder in dessen unmittel- 
barer Nähe aufzuhalten (siehe Ziffer 8). 

Ist die Strecke unübersichtlich und bleibt das 
Abläutesignal oder der erwartete Zug oder der 
Kleinwagen aus, so ist besondere Vorsicht gebo- 
ten; der Wärter hat in diesem Falle rechtzeitig vor 
dem Verkehren des Zuges oder des Kleinwagens 
die Schranken zu schließen und sich bei dem Bahn- 
hof fernmündlich nach dem Zuglauf zu erkundigen. 
Ertönt dagegen ein Abläutesignal zu einer Zeit, zu 
der weder ein planmäßiger Zug zu erwarten, noch 
ein Sonderzug angekündigt ist, so sind die Schran- 
ken rechtzeitig zu schließen. 

(6) Die Schranken müssen sofort geschlossen wer- 
den, wenn 

das Gefahrsignal (Signal Lt 4) ertönt (Nichtwieder- 
öffnen, bevor feststeht, daß keine Gefahr mehr vor- 
handen), 

dem Wärter eine drohende Betriebsgefahr fern- 
mündlich mitgeteilt wird, 

der Wärter seinen Posten aus einem zwingenden 
Grund rasch verlassen muß (vgl. auch Ziffer 3 und 
8), oder wenn er etwa kurz vor der Vorüberfahrt 
eines Zuges dringend an den Fernsprecher gerufen 
wird oder selbst eine dringende Fernsprechmeldung 
zu machen hat, 

ihm ein rückgelegener Posten meldet, daß beide 
Lokomotivlaternen eines Zuges erloschen sind. Die 
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Schranken müssen dann bis nach Vorbeifahrt des ^ 
Zuges geschlossen bleiben. 

(8) Solange der Wärter zur Bedienung der ; 
Schranken bereit sein muß, darf er sich von seinem i 
Posten nur so weit entfernen, daß er die Signale 
und Fernsprechanrufe richtig hören und auch bei 
vorzeitigem Eintreffen eines Zuges oder Klein- 
wagens die Schranken rechtzeitig schließen kann. | 
Muß er sich in einer Zugpause aus einem beson- | 
deren Anlaß von seinem Posten weiter und auf | 
längere Zeit entfernen, so hat er sich mit den bei- 
den benachbarten Zugmeldestellen durch Fern- 
sprecher vorher zu verständigen und sich bei ihnen 
nachher zurückzumelden. 

(9) Die Schranken müssen stets vollständig geöff- 
net oder geschlossen sein. 

Beim Schließen der Schranken muß der Wärter j 
darauf achten, daß Menschen und Tiere, Fahrzeuge , 
und andere Gegenstände nicht zwischen den i 
Schrankenbäumen eingeschlossen werden. Ohne | 

zwingenden Grund darf das begonnene Schließen ; 
nicht unterbrochen werden. Auch ist es nicht zu- , 
lässig, bereits geschlossene Schranken auf Drängen | 
von Fahrzeuglenkern oder wartenden Leuten noch- 
mals zu öffnen oder auch nur anzuheben. 

i 

Fernbediente Schranken sind so zu bedienen, daß I 
das Vorläutewerk mit der vollen Zahl der Glok- i 
kenschläge ertönt oder die Winker die vorgeschrie- | 
bene Anzahl von Pendelschlägen ausführen, un- 

mittelbar bevor sich die Schranke schließt. Zeigt 
sich durch das Rückläutewerk oder sonstwie an, 
daß die Schranken geöffnet werden, so hat der j 
Wärter alsbald die Ursache festzustellen und je ■ 
nach der Sachlage zu handeln, : 

Beim Schließen von Schranken ohne Glocke sind I 
erforderlichenfalls Fußgänger, Fuhrwerk usw., die j 
sich dem Wegübergang nähern, durch Zuruf zu j 
warnen, namentlich wenn es nötig wird, die 

Schranken rasch zu schließen. ! 

! 

Zu b) 

Zur besseren Unterrichtung der Schrankenwärter , 
über den Zuglauf hat die Deutsche Bundesbahn als 
Ersatz für das Abläuten ein Verfahren eingeführt, 
bei dem den Schrankenwärtern die Zugfahrt mit- ' 
tels Fernsprecher nach besonderen Rufzeichen an- | 
gekündigt wird. 

I 

(3) Verantwortlich für die Durchgabe 
der Abmeldungen, die auch beim Befahren des 
falschen Gleises und bei zeitweise eingleisigem 
Betriebe im Anschluß an die Annahme zu geben 
sind, 

des Anbietens und Annehmens beim Befahren des 
falschen Gleises und 

des Anbietens und Annehmens bei zeitweise ein- 
gleisigem Betrieb sind wie bisher die zuständigen 
Fahrdienstleiter, Sie haben sicherzustellen, daß ihre 
Durchsagen von den betreffenden Schrankenwär- 
tern mitgehört werden. Für die Zugmeldungen ist 
der Streckenfernsprecher zu benutzen. 


(5) Jedes von dem Fahrdienstleiter gegebene und 
von den Schrankenwärtern auf genommene Ruf- 
zeichen gilt zugleich als Abläutesignal, so daß ein 
weiteres Abläuten nicht mehr erforderlich ist. 

(7) Die mit dem Ruf Lt 1, Lt 2 oder dem Sammel- 
ruf gerufenen Schrankenwärter haben sich sofort 
am Streckenfernsprecher einzustellen. Sie melden 
sich, nachdem der abnehmende Fahrdienstleiter sich 
gemeldet hat — möglichst in der Reihenfolge der 
Postennummern, mit der niedrigen Nummer an- 
fangend — mit der Bezeichnung oder Rufnummer 
ihres Postens ohne Nennung des Namens (Beispiel: 
„Pilgergraben'' oder „Posten 39") und hören die 
Durchsage mit. Die Aufnahme wird nicht bestätigt. 
Nur der abnehmende Fahrdienstleiter wiederholt 
wie üblich den ihm vorgesprochenen Wortlaut. 
Wärter von Endstellwerken, die an der Zugfahrt 
beteiligt sind und Schranken mitbedienen, melden 
sich nicht, hören aber die Zugmeldungen mit, so- 
weit sie nicht durch betriebliche Handlungen daran 
verhindert sind. Wärter auf Endstellwerken, die 
vor dem Einfahrsignal oder im Durch rutschweg 
hinter dem Einfahrsignal liegende Schranken bedie- 
nen, müssen sich melden. 

(8) Wenn sich der Wärter eines Schrankenpostens 
nach Abgabe des Rufzeichens Lt 1 oder Lt 2 nicht 
meldet, muß der Fahrdienstleiter den Schranken- 
wärter mit dessen Rufzeichen besonders anrufen. 

Stellt sich der Schrankenwärter trotz wiederholten 
Rufens nicht ein oder muß die Abmeldung des fäl- 
ligen Zuges wegen Störung des Streckenfernspre- 
chers mit einem anderen Fernsprecher gegeben 
werden (Basa usw.), ohne daß der Wärter verstän- 
digt werden kann, dann ist dem Zug nach Fahr- 
dienstvorschrift § 16 (6) Vorsichtsbefehl zu geben. 
In gleicher Weise ist zu verfahren, wenn Wärter 
von Endstellwerken sowie Fahrdienstleiter, die vor 
dem Einfahrsignal oder im Durchrutschweg hinter 
dem Einfahrsignal liegende Schranken zu bedienen 
haben, sich nicht melden. 

Ist der Wärter nicht dienstbereit, so ist nach den 
„Vorläufigen Vorschriften über betriebliche Maß- 
nahmen bei Ausfall der technischen Sicherung" zu 
verfahren. Grundsätzlich darf der Fahrdienstleiter 
die Erlaubnis zur Ab- oder Durchfahrt erst geben, 
wenn alle Schrankenwärter verständigt sind oder 
der Zug Vorsichtsbefehl oder Befehl Ad erhalten 
hat. 

Das Nichtmelden des Schrankenwärters und die 
Ausstellung eines Befehls ist in Spalte „Meldungen 
und Vermerke" des Zugmeldebuches einzutragen, 
z. B. „P . . . . nicht gemeldet. Vors, Bef." 

(10) Auftretende Zeitunterschiede in der Abmel- 
dung gegenüber der tatsächlichen Abfahrzeit von 
mehr als 2 Minuten sind zu berichtigen und von 
den Fahrdienstleitern in Spalte „Meldungen und 
Vermerke" einzutragen. Das Ferngespräch ist durch 
den Sammelruf einzuleiten. 

(Beispiel: Zug .... erst ab 16). 



